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1 Warum 2005 ein wichtiges Jahr für die 

globale Politik ist 

Die Flutkatastrophe in Asien hat es uns erneut vor Augen 
geführt: Wir leben in der Einen Welt. Und: Wenn es dar-
auf ankommt, sind die Bürger und Staaten in der Einen 
Welt bereit, sich gegenseitig zu unterstützen. Die Berei t-
schaft, bei Herausforderungen globalen Ausmaßes ta t-
kräftig zusammen zu arbeiten, darf sich nicht auf Not-  
und Katastrophenfälle beschränken. Auch auf anderen 
Feldern globaler Politik besteht akuter Handlungsbedarf.  

Zwei Themen dominieren dieses Jahr die globale Agen-
da: Die Reform der Vereinten Nationen und der Verlauf 
der Welthandelsrunde. Für beide Themen sieht der Ka-
lender globaler Politik, nach der Verschnaufpause im 
letzten Jahr, wieder große internationale Konferenzen vor. 
Beide Treffen sollten als Chance begriffen werden, aller 
Konferenzmüdigkeit zum Trotz. Worum geht es? 

Beim „Millennium +5 Gipfel“ im September 2005 in New 
York soll die UN aus ihrer Krise herausgeführt werden, in 
die sie im Vorfeld des Irak-Kriegs Ende 2002 geraten war. 
Dazu soll die Gunst der Stunde des 60. Geburtstags der 
Weltorganisation genutzt werden. Es geht um weit mehr 
als um die Erweiterung des Sicherheitsrats. Für die Ent-
wicklungs- und Schwellenländer bleibt die Frage, wie 
Armut wirksam bekämpft werden kann, von essentieller 
Bedeutung. Die Vertreter der Weltgemeinschaft müssen 
sich fragen lassen, welche Fortschritte bei der Bekämp-
fung von Armut gemacht wurden. Referenzrahmen sind 
die vor fünf Jahren in New York vereinbarten Millenni-
ums-Entwicklungsziele. Ein Blick in aktuelle Statistiken 
gibt Anlass zur Sorge. Zentrale Ziele wie etwa die Halbie-
rung der Anzahl der Menschen, die Hunger erleiden, wird 
nicht wie vereinbart bis zum Jahre 2015 zu erreichen 
sein. Im Kampf gegen die Armut werden dringend mehr 
Ressourcen benötigt und neue Wege, diese wirksam 
einzusetzen. Die Gruppe der entwickelten Länder dage-
gen – allen voran die USA – werden im September die 
Bedeutung sicherheitspolitischer Fragen betonen. Ihr 
Bezugspunkt ist der kürzlich vorgelegte Bericht des von 
Kofi Annan eingesetzten sicherheitspolitischen Experten-
gremiums. Angesichts der Paralle lität beider Prozesse 
prophezeien einige Beobachter gar ein Tauschgeschäft, 
nach dem Motto: „Ihr gebt uns mehr Ressourcen für Ent-
wicklung und Armutsbekämpfung – wir kooperieren im 
Kampf gegen den internationalen Terrorismus und die 
Proliferation von Massenvernichtungswaffen“. 

Der zweite Meilenstein des Jahres 2005 ist die für De-
zember in Hong Kong terminierte 6. Ministerkonferenz 
der Welthandelsorganisation (WTO). Nach dem Schei-
tern in Cancún wird dort über Erfolg oder Misserfolg der 
seit 2001 geführten Verhandlungen über die „Entwick-
lungsrunde“ entschieden. Hintergründig wird es auch in 
Hong Kong um Armutsfragen gehen. Aus Sicht vieler 
Entwicklungs- und Schwellenländer ist das Ziel der Ent-
wicklungsrunde ein faires Welthandelssystem. Fairness 
ist indessen kein objektiver Wert, sondern eine Frage des 
Interessenausgleichs. Größter Stolperstein auf dem Weg 

zu einem Interessenausgleich in der WTO ist die Agrar-
politik. Je länger die Gespräche am Sitz der WTO in Genf 
andauern, desto mehr erweist sich die Reform der Agrar-
politik als schwierige, nicht aber als unüberwindbare 
Hürde. 

Sollten beide Meilensteine passiert werden und die er-
hoffte politische Dynamik einsetzen, könnte es 2005 
auch bei anderen Themen, über die in letzter Zeit unter 
der Überschrift „Globalisierung gestalten“ diskutiert wor-
den ist, Fortschritte geben. Dazu gehört, das bestehende 
System internationaler Sozialpolitik wie auch die Instru-
mente globaler Umweltpolitik weiterzuentwickeln. 

Angesichts der dicken Bretter, die bei all diesen Fragen 
zu bohren sind, sollte jedoch nicht in Vergessenheit gera-
ten, von welchen Zielen und Werten wir uns bei der Ges-
taltung der Global isierung leiten lassen. 

2 Ordnungsmodelle im globalen Wettbewerb 

Globalisierung ist nicht nur die weltweite Konkurrenz um 
Produkte, sondern auch die um  
Ideen, Ziele und Werte. In dem teils offenen, teils ver-
steckten Wettbewerb um das bessere „globale Mo-
dell“ lassen sich zwei Grundströmungen ausmachen. 

An erster Stelle ist das angelsächsisch geprägte Modell 
der wirtschaftsliberalen Globalisierung zu nennen, das 
sich in den 90er Jahren zum „Marktführer“ entwickelt hat. 
Das Fundament dieses Modells ist die fortschreitende 
Internationalisierung des Marktes. Internationale Mecha-
nismen, die Marktergebnisse zu Zwecken des globalen 
sozialen Ausgleichs korrigieren, werden weitgehend ab-
gelehnt. Multilaterale Organisationen werden mit Skepsis 
betrachtet. Eine Ausnahme bilden solche Institutionen, 
die – wie etwa die WTO – in erster Linie dazu dienen, 
Marktbarrieren zu beseitigen. Das wirtschaftsliberale 
Modell der Globalisierung setzt aber nicht nur auf das 
freie Spiel der Marktkräfte, sondern auf das freie Spiel 
der Kräfte überhaupt. Neben den Regeln des Marktes gilt 
das Gesetz der Stärke. Dort wo es – wie auf den weltwei-
ten Agrarmärkten – dem Stärkeren nützt, werden die 
Mechanismen des fairen Wettbewerbs außer Kraft ge-
setzt. 

Das konkurrierende kontinentaleuropäische Sozial-
staatsmodell setzt zwar ebenfalls auf die Internationali-
sierung und die Dynamik des Marktes. Zugleich betont es 
aber den sozialen Ausgleich. Auch im Zeitalter der Glo-
balisierung wird dazu ein handlungsfähiger und aktiver 
Staat benötigt, denn nur der Staat kann wirksam 
Marktergebnisse korrigieren. Dazu muss – trotz der 
weiter bestehenden Souveränität des Nationalstaates –  
der Sozialstaat seine Aufgaben schrittweise auf die 
internationale Ebene ausdehnen, beispielsweise in der 
Form internationaler sozialer Standards. 

3 Für einen europäischen Ansatz 

Auch bei unserem Engagement für globale Politik und 
internationale Sozialstandards sollten wir uns am wohl-
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verstandenen Eigeninteresse orientieren. Als Europäer 
ist eine unserer größten Sorgen die Entwicklung unserer 
Sozialstaaten. Anlass ist der zunehmende Druck, den der 
sich verschärfende internationale Wettbewerb auf die 
europäischen Gesellschaften ausübt. Die Zukunftsfrage 
lautet: Wie lassen sich die europäischen Sozialstaaten im 
Zeitalter der Globalisierung in eine neue Sozialordnung 
überleiten? 

Hierbei kommt es auch auf die Fähigkeit der europäi-
schen Sozialstaaten an, sich von innen heraus zu refor-
mieren. Bei uns in Deutschland, wie auch in anderen 
Mitgliedsstaaten der EU, stecken wir in schwierigen, 
bisweilen auch schmerzhaften Reformprozessen. Sie 
zielen darauf ab, die europäischen Volkswirtschaften und 
Sozialsysteme gleichermaßen zukunftsfähig zu machen. 

Es besteht jedoch die Gefahr, dass die ersten Erfolge 
dieser Reformen kurz über lang wieder zunichte gemacht 
werden. Die internen Reformen müssen deshalb in einen 
supranationalen Ordnungsrahmen eingebettet werden. 
Ein erster Schritt auf dem Weg zu einem gemeinsamen 
Werte- und Ordnungsrahmen ist die Sozialcharta des 
Europarates. Die wesentlichen Vereinbarungen der Sozi-
alcharta sind inzwischen Bestandteil des Grundwerteka-
talogs im Entwurf zur europäischen Verfassung. Langfris-
tig reicht aber auch dieser Schritt nicht aus. Die dem 
europäischen Sozialstaatsmodell zugrunde liegenden 
Werte können auf Dauer nur abgesichert werden, wenn 
sie in einem globalen Ordnungsrahmen verankert sind. 

Unsere Vision lautet deshalb die „Globalisierung der 
sozialen Marktwirtschaft“. Dieses europäisch inspirier te 
globale Projekt stellt uns vor zwei Aufgaben. Erstens 
müssen tragfähige institutionelle und instrumentelle Lö-
sungen für einen globalen Ordnungsrahmen entwickelt 
werden. Zweitens gilt es, internationale Partner für dieses 
Projekt zu gewinnen. Denn obwohl es weder einen Welt-
staat noch ein globales Par lament gibt, können Reformen 
globalen Ausmaßes nur dann umgesetzt werden, wenn 
sie im Wettstreit unterschiedlicher Wertvorstellungen 
über eine ausreichend große politische Unterstützung 
verfügen. 

4 Die „Mühen der Ebene“  
statt „Big Bang“ 

In der politischen Diskussion über die Gestaltung der 
Globalisierung wird langer Atem benötigt. Zwar ist die 
Liste von Ideen und Initiativen zur Globalisierungsgestal-
tung sehr lang – man denke nur an die in den letzten 
Jahren geführten Diskussionen über die Tobin-Steuer, 
das Internationale Insolvenzrecht oder die über globale 
öffentliche Güter. Der „große Durchbruch“ scheint jedoch 
in weiter Ferne zu sein. Dabei wird allzu leicht vergessen, 
was bereits auf den Weg gebracht worden ist. So verfü-
gen wir mit dem Streitschlichtungsmechanismus in der 
WTO über ein Instrument, das für mehr Fairness und 
Transparenz in der internationalen Handelspolitik sorgt. 

Mindestens genauso beachtlich ist die Existenz des In-
ternationalen Strafgerichtshofs, der vor nicht allzu langer 
Zeit noch völlig undenkbar gewesen wäre. Institutionen 
und Regelwerke dieser Art unterwerfen die Starken ver-
bindlichen Normen und schützen so die Schwachen. 

Pessimisten, die das Erreichte als „zu wenig zu 
spät“ kritisieren, verkennen die historische Erfahrung. 
Nachhaltige soziale Reformen – dies zeigt die Geschich-
te der Nationalstaaten – waren bis auf wenige Ausnah-
men immer das Ergebnis langwieriger sozialer und politi-
scher Auseinandersetzungen. Alles spricht dafür, dass 
dies auch für Reformen auf internationaler Ebene gilt. 
Dagegen sind bei Lösungswegen, die auf einen „Big 
Bang“ setzen, Enttäuschungen vorprogrammiert. 

5 Internationale Sozialstandards –  
der richtige Weg 

Die Erfahrung mit internationalen Sozialstandards zeigt, 
dass die Gestaltung der Globalisierung nötig und möglich 
ist. Und sie bestätigt, dass dies nur langfristig gelingen 
kann. Bereits in den ersten Phasen der Industrialisierung, 
als mit der Zunahme der weltwirtschaftlichen Verflech-
tungen nationalstaatliche Regeln verstärkt dem internati-
onalen Wettbewerb ausgesetzt waren, hat sich der 
Kampf für soziale Rechte auf die internationale Ebene 
verlagert. Bester Zeuge dafür ist die Arbeiterbewegung, 
die bereits früh den Weg der internationalen Solidarität 
beschritten hat. Ein weiteres Indiz ist die bereits 1919 
geschaffene Internationale Arbeitsorganisation (ILO), 
deren Hauptaufgabe bis heute die Verankerung internati-
onaler sozialer Standards und Normen ist.  

Mit dem Globalisierungsschub Mitte der 90er Jahre wur-
de eine Welle neuer Initiativen zur Verankerung weltwei-
ter sozialer Standards ausgelöst. Dazu gehören die 
Kernarbeitsnormen der ILO, die 1998 in der „Erklärung 
über die fundamentalen Prinzipien und Rechte in der 
Arbeit“ formuliert und inzwischen von vielen Mitglieds-
staaten der ILO ratifiziert worden sind. Die dort festge-
schriebenen Normen sind Mindeststandards. Sie haben 
zum Ziel, die Vereinigungsfreiheit von Arbeitnehmern und 
das Recht auf kollektive Tarifverhandlungen zu sichern, 
gleiche Entlohnung und Nichtdiskriminierung am Arbeits-
platz zu garantieren sowie Zwangsarbeit zu beseitigen 
und Kinderarbeit abzuschaffen. In die gleiche Richtung 
gehen die OECD-Leitlinien für multinationale Unterneh-
men, die in erster Linie für multinationale Unternehmen in 
OECD-Staaten gelten. Eingeschränkter gültig, dafür aber 
spezifischer und verbindlicher sind die internationalen 
Rahmenvereinbarungen, die Gewerkschaften mit einzel-
nen multinationalen Unternehmen abgeschlossen haben. 
Ebenfalls zu erwähnen ist der von UN Generalsekretär 
1999 ins Leben gerufene „Global Compact“. In ihm ha-
ben sich inzwischen fast 2000 Teilnehmer, zumeist große 
Unternehmen, zu einer Zusammenarbeit in den Berei-
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chen Menschenrechte, Arbeitsbeziehungen, Umwelt und 
Anti-Korruption verpflichtet. 

Trotz dieser imposanten Liste von Ini tiativen und Regel-
werken bleibt die Kohärenz und die Verbindlichkeit dieser 
Regelwerke und Kodizes ein wunder Punkt. Dies zeigt 
nicht zuletzt die immer noch viel zu lange Liste von Län-
dern, in denen die Rechte von Gewerkschaften missach-
tet oder gar mit Füßen getreten werden. Denn anders als 
bei den Vereinbarungen, die internationale Finanzinstitu-
tionen wie Weltbank und IWF zu Fragen der Wirtschafts-  
und Finanzpolitik unterschreiben, werden Vereinbarun-
gen im sozialen Bereich von den verantwortlichen Regie-
rungen und Unternehmen allzu gern als unverbindliche 
Appelle interpretiert.  

Von einem lückenlosen und verbindlichen Rahmen für eine 
internationale Sozialpolitik sind wir deshalb noch weit ent-
fernt. Versuche, die Handelspolitik und die WTO als Hebel 
zur Herstellung von mehr Verbindlichkeit zu nutzen, sind 
am Widerstand der Regierungen von Entwicklungs- und 
Schwellenländern gescheitert. Die Regierungen fürchten 
nicht nur Eingriffe in die Souveränität bei aus ihrer Sicht 
politisch sensiblen Fragen. Sie hegen auch den Verdacht, 
dass hier unter dem Deckmäntelchen sozialer Anliegen 
eine protektionistische Agenda verfolgt wird. Wenn auch 
aus europäischer Sicht unbegründet, so ist der Verdacht 
aus der Perspektive der Länder im Süden nicht unver-
ständlich. Hauptursache für den Reflex des Protektionis-
musverdachts der Entwicklungsländer ist die europäische 
Agrarpolitik. 

6 Agrarpolitik reformieren 

Die Agrarpolitik ist nach wie vor der größte Sündenfall 
Europas und schwächt den Anspruch der EU, globale 
Politik kohärent und glaubwürdig zu betreiben. Zwar sind 
die beschlossenen und angekündigten Reformen, wie 
etwa das im Juli 2004 in Genf in Aussicht gestellte Aus-
laufen des Systems der Exportsubventionen, richtig. Sie 
müssen aber schneller und entschlossener als bisher 
umgesetzt werden. Nur dann kann Europa das Image der 
„Festung Europa“ ein für alle mal abstreifen und als ver-
trauenswürdiger Vermittler bei der sozialen Gestaltung 
der Globalisierung auftreten. 

Aktuell zeigt die Debatte über die Reform der europäi-
schen Zuckermarktordnung, wie schwierig dies in der 
Praxis ist. Die Zuckermarktordnung besteht aus Preisga-
rantien, Produktionsquoten, Importzöllen sowie Export-
subventionen und schützt so den europäischen Rüben-
zucker, der im Vergleich zum Rohrzucker nicht wettbe-
werbsfähig ist. Nachdem das Schiedsgericht der WTO im 
September 2004 Teile dieses Systems für unzulässig 
erklärt hat, wehrt sich die europäische Zuckerwirtschaft 
vehement gegen eine Reform, die diesen Namen auch 
verdient. 

Besonders ärgerlich ist, dass wir gegenüber Zuckerex-
portländern wie Brasilien leichtfertig unsere politische 
Glaubwürdigkeit aufs Spiel setzen. So ist es kontrapro-
duktiv, die Zuckermarktordnung mit dem Argument zu 
verteidigen, in Brasiliens Zuckerindustrie herrschten un-
würdige soziale Standards. Denn der beste Weg, die in 
Brasilien bestehenden sozialen Probleme in den Griff zu 
bekommen, besteht in einer raschen wir tschaftlichen 
Entwicklung des Landes. Hierzu kann das Wachstum der 
international sehr wettbewerbsfähigen brasilianischen 
Zuckerindustrie durchaus einige Beiträge leisten, voraus-
gesetzt, die auf dem Weltmarkt für Zucker bestehenden 
Verzerrungen und Beschränkungen fallen weg. 

Auch ein eher taktisches Argument spricht dafür, auf 
Länder wie Brasilien, China, Indien und Südafrika, die 
unter dem Zusammenschluss der G20 eine Öffnung der 
Agrarmärkte fordern, zuzugehen. Im globalen Wettbe-
werb der politischen Ideen und Konzepte sind es diese 
Länder, die aufgrund ihrer wirtschaftlichen Dynamik 
und/oder ihrer Rolle als Regionalmächte zunehmend an 
Einfluss gewinnen. Aus europäischer Sicht sind diese 
Länder wichtige Partner für eine progressiv ausgerichtete 
Gestaltung der Global isierung. 

7 Auch die ärmsten Länder ins Boot holen 

Die Gestaltung der Globalisierung darf aber nicht nur 
solche Länder im Blick haben, die aufgrund ihrer Größe 
oder strategischen Bedeutung in der Lage sind, lautstark 
ihre Interessen zu artikulieren und die von Reformen wie 
etwa der Liberalisierung der Agrarmärkte unmittelbar 
profitieren werden. Unsere Aufmerksamkeit verdienen 
auch jene Länder, die Globalisierung ausschließlich als 
Marginalisierung erfahren – wie etwa die Mehrzahl der 
Länder südlich der Sahara. 

Die Gruppe der ärmsten Länder hat angebotsseitig so 
große Schwierigkeiten, dass Marktzugang und Liberali-
sierung alleine nur wenig bewirken. Noch mehr als die 
Möglichkeit, Produkte zu verkaufen, benötigen diese 
Länder geeignete Rahmenbedingungen, diese zu produ-
zieren. Dabei ist anzuerkennen, dass viele der ärmsten 
Länder trotz widriger Umstände interne Reformen auf 
den Weg gebracht haben. Jetzt kommt es darauf an, 
diesen Prozessen den nötigen Rückenwind zu geben. 
Angesichts der Tatsache, dass die internationalen Kapi-
talmärkte für die Gruppe der ärmsten Länder seit Jahren 
als Ressourcenpool ausfallen und unterm Strich sogar 
Geld aus diesen Ländern abfließt, müssen neue Wege 
gefunden werden, frisches Geld zu mobilisieren. Es bleibt 
zu hoffen, dass beim nächsten Treffen der G8 Staats-  
und Regierungschefs, wo das Thema erneut auf der 
Tagesordnung steht, über politische Absichtserklärungen 
hinausgegangen wird. 
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8 Der Weg zum „Global Deal“ 

Die Gestaltung der Globalisierung ist eine Daueraufgabe. 
Als Europäer treten wir für einen globalen Ordnungsrah-
men ein, der soziale Gerechtigkeit und die Sicherung von 
Frieden und Sicherheit zum Ziel hat. Für Europas Rolle 
als redlicher Makler ist es wichtig, dass es gegenüber 
seinen internationalen Partnern eine Politik betreibt, die 
kohärent und zuverlässig ist. Eine weitere Reform der 
europäischen Agrarpolitik ist eine schwierige, letztlich 
aber keine unüberwindbare Hürde für eine solche Politik. 

Dabei darf nicht übersehen werden, dass das europäi-
sche Sozialstaatsmodell trotz der vermeintlichen „europä-
ischen Krankheit“ immer noch über eine hohe Attraktivität 
verfügt. Dafür spricht nicht nur der europäische Erweite-
rungsprozess, sondern auch das Interesse, mit dem wir t-
schaftlich erfolgreiche Länder – wie etwa die asiatischen 
Tigerländer – die europäischen Erfahrungen beobachten 
und teils auch adaptieren. Dabei geht es uns nicht darum, 
anderen Ländern unser eigenes System überzustü lpen. 
Was wir anstreben ist eine internationale Ordnung, die es 

den Nationalstaaten auch zukünftig ermöglicht, für sozia-
len Ausgleich zu sorgen und zwar so wie sie es für nötig 
und richtig halten. Dafür lohnt es sich zu werben – zu-
hause, in Europa und darüber hinaus. 
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